
Gemeinderatssitzung vom 24.08.2004
Tagesordnung:
	3
	Flächenwidmungsänderungen

	
	Protokoll:

Bürgermeister Schöpf berichtet, dass während der Auflage des Flächenwidmungsplanes über 100 Stellungnahmen bzw. Anträge eingegangen sind. Die erste Durchsicht durch den Raumplaner hat ergeben, dass auf Grund der örtlichen Gegebenheiten wie z.B. der Gefahrenzonen viele Wünsche nicht realisierbar sind, manche Anträge kein Problem darstellen und wieder über andere noch ausführlich diskutiert werden muss.

In der gestrigen Sitzung des Bauausschusses hat man sich soweit verständigt, dass der Bürgermeister, Franz Josef Fiegl und der Raumplaner eine genaue Sichtung machen und die unproblematischen Ansuchen im Widmungsplan eingearbeitet werden. Alle kritischen bzw. die Diskussionsfälle werden mit den Antragstellern bzw. mit dem Bauausschuss durchgesprochen.

Diese Vorgansweise ist deswegen notwendig, da sonst die Bauausschussmitglieder mehrere Tage für die Bearbeitung frei nehmen müssten.



	3.1
	Widmungsänderung im Bereich der Gp. .1353 (Hotel Hochfirst, Obergurgl)

	
	Protokoll:

Der Bürgermeister berichtet, dass der Bauausschuss das gegenständliche Widmungsvorhaben positiv beurteilt hat. Es handelt sich um die Verbesserung des Schwimmbadbereiches beim Hotel Hochfirst, der noch bis zum Winter ausgeführt werden soll.



	
	Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, den Entwurf über die Änderung des Flächenwidmungsplanes ab dem Tag der Kundmachung durch vier Wochen hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. Gleichzeitig wird die dem Entwurf entsprechende Änderung beschlossen, wobei dieser Beschluss jedoch erst dann rechtswirksam wird, wenn innerhalb der Kundmachungsfrist keine Stellungnahmen zum Entwurf abgegeben werden.

Personen, die einen ordentlichen Wohnsitz in der Gemeinde haben, und Rechtsträger, die in der Gemeinde eine Liegenschaft oder Betrieb besitzen, steht das Recht zu, bis spätestens eine Woche nach dem Ablauf der Auflagefrist eine schriftliche Stellungnahme zum Entwurf abzugeben.

Der Entwurf sieht vor:

Änderung der Flächenwidmung im Bereich

· der neu gebildeten Bp. .1353 (bei denen es sich laut DKM um Teilflächen der Bp. .1353 und der Gpn. 5187/3 und 5192 handelt) von derzeit Tourismusgebiet bzw. Freiland in eine „Sonderfläche für Beherbergungsgroßbetrieb mit max. 180 Gästebetten und maximal 95 Räumen zur Beherbergung von Gästen“ gemäß § 48 TROG 2001

(lt. Änderungsplan des DI Reinhard Falch)



	3.2
	Widmungsanpassung im Bereich Einsatzzentrum Pitze

	
	Protokoll:

Dieser Umwidmungsfall ist noch einmal auf der Tagesordnung, da wie bereits im Gemeinderat berichtet, der geplante Grundtausch mit den Geschwistern Gstrein nicht zustande kam. In der ursprünglichen Umwidmung war der Grundtausch bereits berücksichtigt worden. Es ist daher eine Änderung notwendig.

Anhand des vorliegenden Bebauungsplanes erklärt der Bürgermeister die Situierung des geplanten Gebäudes. Er berichtet, dass bereits eine Bauverhandlung abgeführt wurde. Dort wurde vom Obmann der Agrargemeinschaft Sölden vorgebracht, dass bisher noch kein Ansuchen an den Agrarausschuss gestellt wurde. BM Schöpf weist darauf hin, dass bereits seit Jahren über dieses Bauvorhaben geredet wird und daher die Fassung eines Umlaufbeschlusses in der Agrargemeinschaft möglich sein muss.

Bei der Bauverhandlung wurde auch über die Verkürzung des geplanten Schlauchturms gesprochen, da der Raumplaner damit Probleme hat.



	
	Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, den Entwurf über die Abänderung des Flächenwidmungsplanes (Erstbeschluss vom 15.07.2003) im Bereich des geplanten Einsatzzentrums ab dem Tag der Kundmachung durch zwei Wochen hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. Gleichzeitig wird die dem Entwurf entsprechende Änderung beschlossen, wobei dieser Beschluss jedoch erst dann rechtswirksam wird, wenn innerhalb der Kundmachungsfrist keine Stellungnahmen zum Entwurf abgegeben werden. 

Personen, die einen ordentlichen Wohnsitz in der Gemeinde haben, und Rechtsträger, die in der Gemeinde eine Liegenschaft oder Betrieb besitzen, steht das Recht zu, bis spätestens eine Woche nach dem Ablauf der Auflagefrist eine schriftliche Stellungnahme zum Entwurf abzugeben.

Der Entwurf sieht vor:

Änderung der Flächenwidmung im Bereich

· der Gpn. 2476/1 und 2476/3 sowie Teilflächen der Gpn. 6717/1, 6735/1 und 2500/2 KG Sölden von derzeit Freiland in eine „Sonderfläche Einsatzzentrale für Feuerwehr, Gendarmerie, Rettung und Bergrettung mit Tiefgarage und ergänzenden Einrichtungen sowie Lagerräumen für die Gemeinde“  gemäß § 43 Abs. 1 lit. a TROG 2001 

(lt. Änderungsplan des DI Reinhard Falch)



	3.3
	Widmungsänderung im Bereich der Gp. 4577/1 - Santer Franz, Zwieselstein 44

	
	Protokoll:

Der Gemeinderat beschließt mit 15 Stimmen einstimmig (ohne Gegenstimme), diesen Punkt auf die Tagesordnung zu nehmen und zu behandeln.

Bürgermeister Ernst Schöpf berichtet von der Bauausschusssitzung, wo diese Umwidmung positiv beurteilt wurde. Da der Antragsteller noch heuer das Objekt errichten möchte, sollte eine rasche Genehmigung erfolgen.



	
	Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, den Entwurf über die Änderung des Flächenwidmungsplanes ab dem Tag der Kundmachung durch vier Wochen hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. Gleichzeitig wird die dem Entwurf entsprechende Änderung beschlossen, wobei dieser Beschluss jedoch erst dann rechtswirksam wird, wenn innerhalb der Kundmachungsfrist keine Stellungnahmen zum Entwurf abgegeben werden.

Personen, die einen ordentlichen Wohnsitz in der Gemeinde haben, und Rechtsträger, die in der Gemeinde eine Liegenschaft oder Betrieb besitzen, steht das Recht zu, bis spätestens eine Woche nach dem Ablauf der Auflagefrist eine schriftliche Stellungnahme zum Entwurf abzugeben.

Der Entwurf sieht vor:

Änderung der Flächenwidmung im Bereich

· einer Teilfläche der neu vermessenen Gp. 4577/1 KG Sölden (lt. DKM handelt es sich um Teilflächen der Gpn. 4572, 4577/1 und 4578) von derzeit „Freiland in eine „Sonderfläche für sonstige land- und forstwirtschaftliche Gebäude – landwirtschaftliche Garage“ gemäß § 47 TROG 2001 

(lt. Änderungsplan des DI Reinhard Falch)



	4
	Bebauungspläne

	
	

	4.1
	Allgemeiner und ergänzender Bebauungsplan A71/E1 Ebene 2 - Einsatzzentrum

	
	Protokoll:

Der Plan wurde bereits im Zusammenhang mit der Widmungsänderung erläutert. BM Schöpf erklärt, dass der Gemeindevorstand die Baumeisterarbeiten bereits vergeben hat und die Firma AT Thurner Bau damit beauftragt wurde. Heuer soll noch soweit wie möglich gebaut werden.



	
	Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, den Entwurf des allgemeinen und ergänzenden Bebauungsplanes „A71/E1 Ebene 2 - Einsatzzentrum“ ab dem Tag der Kundmachung durch vier Wochen hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. Personen, die einen ordentlichen Wohnsitz in der Gemeinde Sölden haben, und Rechtsträger, die in der Gemeinde eine Liegenschaft oder Betrieb besitzen, steht das Recht zu, bis spätestens eine Woche nach dem Ablauf der Auflagefrist eine schriftliche Stellungnahme zum Entwurf abzugeben.

Der Gemeinderat beschließt zudem, den zur Einsicht aufgelegten Entwurf des allgemeinen und ergänzenden Bebauungsplanes „A71/E1 Ebene 2 - Einsatzzentrum“ mit Ablauf der Einspruchsfrist zu erlassen. Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflagefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hiezu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird. Der Beschluss steht weiter unter der aufschiebenden Wirkung, dass der Widmungsänderung die aufsichtsbehördliche Genehmigung erteilt wird.



	4.2
	Allgemeiner und ergänzender Bebauungsplan A73/E1 Hof 4 - Plörer H. u. A.

	
	Protokoll:

Der Bürgermeister erläutert den vorliegenden Bebauungsplan, wo es darum geht, im Bereich der Objekte Hof 495 und 385 die Baufluchtlinie abzuändern. Wie bei anderen Objekten wird der Mindestabstand zur Straße mit 6.0 m fixiert. Im Bauausschuss hat man sich auf die Erlassung dieses Bebauungsplanes geeinigt.



	
	Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, den Entwurf des allgemeinen und ergänzenden Bebauungsplanes „A73/E1 Hof 4 – Plörer H. u. A.“ ab dem Tag der Kundmachung durch vier Wochen hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. Personen, die einen ordentlichen Wohnsitz in der Gemeinde Sölden haben, und Rechtsträger, die in der Gemeinde eine Liegenschaft oder Betrieb besitzen, steht das Recht zu, bis spätestens eine Woche nach dem Ablauf der Auflagefrist eine schriftliche Stellungnahme zum Entwurf abzugeben.

Der Gemeinderat beschließt zudem, den zur Einsicht aufgelegten Entwurf des allgemeinen und ergänzenden Bebauungsplanes „A73/E1 Hof 4 – Plörer H. u. A.“ mit Ablauf der Einspruchsfrist zu erlassen. Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflagefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hiezu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird. 



	5
	Grundansuchen

	
	

	5.1
	Genehmigung des Tauschvertrages Gemeinde Sölden - Fraktion Hochwald - Werner Santer

	
	Protokoll:

Über diesen Grundtausch (Flächen im Bereich des Forstweges Hochwald bzw. Brandle und Grünwald) gibt es bereits grundsätzliche Beschlüsse im Gemeinderat. Der notwendige Tauschvertrag liegt nun vor und sollte genehmigt werden.



	
	Beschluss:
Laut Teilungsplan des DI Franz Markowski vom 12.07.2002, GZl. 53816/03, vertauschen und übergeben hiemit:

1.) die Gemeinde Sölden die Teilflächen 1 von 427 m2 aus Gst 608 und 16 von 519 m2 aus Gst 1011/2, die Fraktion Hochwald der Gemeinde Sölden die Teilfläche 15 von 118 m2 aus Gst 10 und das öffentliche Gut (Wege) die Teilflächen 11 von 5 m2, 13 von 0 m2 und 14 von 3 m2 je aus Gst 6639, so wie diese liegen und stehen an Herrn Werner Santer, Brandle 64;

2.) Herr Werner Santer die Teilflächen 2 von 642 m2, 7 von 332 m2 und 10 von 285 m2 je aus Gst 2 und die Teilflächen 5 von 3 m2 und 8 von 220 m2 je aus Gst 4 an die Gemeinde Sölden und die Teilfläche 12 von 11 m2 aus Gst 2 an das öffentliche Gut (Wege) 

und die Vertragsparteien übernehmen diese im Tauschwege erworbenen Teilflächen sohin jeweils in ihr Alleineigentum.

Den Teilflächen 11, 13 und 14 wird die Widmung als öffentliches Gut (Wege) aberkannt; die Teilfläche 12 wird als öffentliches Gut (Wege) gewidmet.

Die mit der Errichtung des Vertrages verbundenen Kosten, Stempel, Gebühren und Steuern aller Art trägt die Gemeinde Sölden. Die weiteren im vorliegenden Vertrag angeführten Vertragsbestimmungen gelten sinngemäß.



	5.2
	Genehmigung Grundabtretung im Bereich Hochsölden (Zufahrt Parkgarage)

	
	Protokoll:

Anhand eines Lageplanes erklärt der Bürgermeister, dass im Bereich der Parkgarage Hochsölden eine kleine Teilfläche an das öffentliche Gut (Wege) im Schenkungswege abgetreten werden soll. 



	
	Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, entsprechend dem Vermessungsplan des DI Franz Markowski, GZl. 54528/03, die Teilfläche 2 von 8 m2 (Gst 1088/9) in das öffentliche Gut (Wege) zu übernehmen.



	5.3
	Genehmigung der Wegvermessung "Windauweg" lt. Verm. AVT GZl. 54.317/03 vom 01.06.2004

	
	Protokoll:

Die Vermessung im Bereich des Windauweges wird anhand des vorliegenden Vermessungsplanes erläutert und auf die bisherigen Beratungen im Gemeinderat verwiesen. Neben einer Verbesserung der Wegführung ist in der Vermessung auch der Grundverkauf an Falkner Roland u. Huberta bzw. an Falkner Georg enthalten.



	
	Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, die Wegvermessung im Bereich des „Windauweges“ entsprechend dem vorliegenden Vermessungsplan des DI Franz Markowski vom 01.06.2004, GZl. 54317/03, zu genehmigen. 

Die Teilflächen 7, 8, 9, 10, 11, 12, 2 und 3 werden als öffentliches Gut (Wege) gewidmet; der Teilfläche 4 wird die Widmung als öffentliches Gut (Wege) aberkannt.

GR Ing. Gerhard Gstrein merkt an, dass Herr Wilhelm Markus aufgefordert werden soll, den auf dem öffentlichen Weg befindlichen Zaun auf den eigenen Grund zurückzusetzen (lt. Vermessung ist der Zaun ca. 80 cm auf dem Gemeindegrund).



	5.4
	Genehmigung der Vermessung im Bereich Hof lt.Verm. AVT GZl. 52940/99 vom 23.3.2004 (Busbuchten)

	
	Protokoll:

Der Bürgermeister weist hin, dass im Bereich Hof-Wohlfahrt bereits vor einigen Jahren Busbuchten errichtet wurden. Mit der vorliegenden Vermessung soll die grundbücherliche Bereinigung dieser bereits ausgeführten Straßenbauten erfolgen. 



	
	Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, die gegenständliche Vermessung lt. Teilungsplan des DI Franz Markowski vom 23.03.2004, GZl. 52940/99, zu genehmigen. 



	5.5
	Genehmigung der Wegvermessung im Bereich Granbichl lt. Verm. AVT GZl. 53950/01 v. 11.8.2004

	
	Protokoll:

Im Bereich Granbichl ist ebenfalls bereits seit längerer Zeit die Bereinigung der Wegsituation bei den Objekten von Waldhart Wolfgang bzw. Klotz Johanna im Gespräch. Nunmehr liegt die konkrete Neuvermessung vor und es erfolgt eine Anbindung des Weges Windau - Granbichl in das öffentliche Wegenetz



	
	Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, die Vermessung lt. Teilungsplan des DI Franz Markowski vom 11.08.2004, GZl. 53950/01, zu genehmigen. Den Teilflächen 1, 11, 12 und 14 wird die Widmung als öffentliches Gut (Wege) aberkannt; die Teilflächen 15 und 17 werden als öffentliches Gut (Wege) gewidmet.



	5.6
	Genehmigung des Grundtausches Gemeinde Sölden - Gstrein Stefan, Bodenegg 6

	
	Protokoll:

Mit Stefan Gstrein bzw. Christine Gstrein in Sölden – Bodenegg wurde bereits im Zuge der Ausarbeitung der Widmungsplanänderung ein Grundtausch grundsätzlich beschlossen. Nach der konkreten Vermessung erhält nun die Gemeinde Sölden die Tauschflächen im Bereich Halspuit. Die Vermessung sollte nun noch genehmigt werden.



	
	Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, die Vermessung lt. Teilungsplan des DI Franz Markowski, GZl. 54536/03, zu genehmigen. Der Teilfläche 1 wird die Widmung als öffentliches Gut (Wege) aberkannt; die Teilfläche 3 und 4 werden als öffentliches Gut (Wege) gewidmet.



	5.7
	Genehmigung Grundtausch bzw. -kauf Gemeinde Sölden - Arnold G. - Gstrein Martin - Hotel Bergland

	
	Protokoll:

Zu diesem Tagesordnungspunkt berichtet der Bürgermeister vom grundsätzlich bereits genehmigten Grundtausch zwischen Gemeinde Sölden – Hotel Bergland Falkner KG und Martin Gstrein im Zusammenhang mit der Errichtung des Friedhofes. Gleichzeitig ist auch in der gegenständlichen Vermessung der Grundverkauf an Arnold Gebhard und mit Wilhelm Monika im Bereich Ebene enthalten.



	
	Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, die vorliegende Vermessung lt. Teilungsplan des DI Franz Markowski vom 21.06.2004, GZl. 54376/03, zu genehmigen. Den Teilflächen 10 und 13 wird die Widmung als öffentliches Gut (Wege) aberkannt; die Teilflächen 3 und 5 werden als öffentliches Gut (Wege) gewidmet.



	5.8
	Grundansuchen des E-Werk Sölden im Bereich WKA Windache

	
	Protokoll:

Bürgermeister Schöpf bringt zu diesem Punkt vor, dass derzeit nur das Kraftwerk Windache aktuell ist und die Anfrage vom E-Werk behandelt werden sollte. Die Genossenschaft möchte den Grund, auf dem der Krafthaus errichtet wird, erwerben. Für die Errichtung der Leitungen sollen Dienstbarkeiten eingeräumt werden.

Mit GV Urban Gstrein wurde im Vorstand bereits gesprochen und nach seinen Aussagen ist der Agrarausschuss dafür, dass die Gemeinde die Anteile am E-Werk erhöht.

Mit diesem Vorschlag ist der Bürgermeister an die Genossenschaft herangetreten und hat von dieser die Zusage erhalten, dass die Anteile als Gegenleistung für den Kraftwerksgrund und die Verlegung der Leitungen auf dem Gemeindegrund von 9 auf 20 erhöht werden können.

BM Schöpf führt weiter aus, dass jeder eine falsche Meinung hat, der glaubt, dass aus der Genossenschaft Ausschüttungen zu erwarten sind. Die Genossenschaft hat den Zweck, für die Mitglieder den Strom möglichst günstig zur Verfügung zu stellen. Weiters gibt der Bürgermeister bekannt, dass die Gemeinde Sölden mit der Straßenbeleuchtung bzw. dem Schulgebäude der größte Stromabnehmer der Genossenschaft ist.

Auf Anfrage teilt der Bürgermeister mit, dass die Eintragung der Anteile an der E-Werk-Genossenschaft auf die Agrargemeinschaft Sölden nicht möglich ist. Er weist hin, dass der Gemeinderat für die Belange der Agrargemeinschaft verantwortlich ist. Über den Abschluss einer internen Vereinbarung muss noch geredet werden.



	
	Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, die grundsätzliche Zustimmung zur Überlassung des Grundes für das Kraftwerk Windache sowie die Verlegung der Leitungen zu erteilen. Im Gegenzug sind die Anteile an der E-Werk-Genossenschaft von 9 auf 20 zu erhöhen.



	5.9
	Ansuchen  von Gstrein Markus, Berghof 685, um Überlassung von 2 Autoabstellplätzen auf Gp. 2182

	
	Protokoll:

Der Bürgermeister bringt das Grundansuchen von Markus Gstrein in Sölden – Berghof vor. Die Lage der beantragten Abstellflächen wird geprüft und einhellig die Meinung vertreten, dass südlich des Rettenbaches keine Parkflächen ausgewiesen werden sollten. Die Flächen könnten auch südlich vom „Haus am Hang“ errichtet werden.



	
	Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, dem Ansuchen nicht stattzugeben. Der Bereich südlich des Rettenbaches soll weiterhin frei bleiben.



	5.10
	Ansuchen des Muster Anton, Bodenegg 41, um Grundverpachtung aus Gp. 1920/35

	
	Protokoll:

Die Örtlichkeit wird anhand des Lageplanes erklärt. Der Ausschuss der Agrargemeinschaft ist für eine Verpachtung bis auf Widerruf zu den ortsüblichen Bedingungen. GR Ing. Gstrein bringt vor, dass seiner Meinung nach dieser Bereich in einer Gefahrenzone liegt.



	
	Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, dem Ansuchen stattzugeben und die benötigte Fläche zu den ortsüblichen Bedingungen bis auf Widerruf zu verpachten. Voraussetzung dafür ist jedoch auch eine positive Stellungnahme der Wildbach- und Lawinenverbauung.



	5.11
	Grundansuchen Rohrer Norbert, Bodenegg 34 - neuerliche Behandlung

	
	Protokoll:

Dieses Grundansuchen wurde bereits einmal im Gemeinderat abschlägig behandelt und ist auf Wunsch des Agrarausschusses neuerlich auf die Tagesordnung gesetzt worden. Im Ausschuss wurde neuerlich beraten und vorgeschlagen, einen Grundtausch mit Teilflächen des Antragstellers vorzunehmen.



	
	Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, dem Ansuchen stattzugeben und einem Grundtausch zuzustimmen. Der Tausch ist so vorzunehmen, dass die Teilfläche aus dem Grundstück des Antragstellers vertauscht wird. Die Vermessung hat im Einvernehmen mit der Gemeinde Sölden zu erfolgen. 



	5.12
	Ansuchen des Markus Wilhelm, Granbichl 474, um Verpachtung einer Teilfläche aus Gp. 3065/1

	
	Protokoll:

BM Schöpf bringt das Ansuchen von Markus Wilhelm auf Überlassung einer Fläche aus Gp. 3065/1 für die Errichtung eines Geräteschuppens vor (ca. 30 m2). Der Agrarausschuss ist für die Verpachtung dieser Fläche. Hier befindet derzeit bereits eine Mistlege.

BM Schöpf meint dazu, dass noch einmal ein Gespräch mit dem Antragsteller geführt und ein Tausch mit dem Grund bei der Hauptschule vorgeschlagen werden sollte.



	
	Beschluss:
Der Vorschlag von Bürgermeister Schöpf wird angenommen.



	5.13
	Ansuchen des Plörer Hermann, Pitze 517, um Grundverpachtung im Bereich der Aushubdeponie

	
	Protokoll:

Plörer Hermann hat um die Verlängerung des Pachtvertrages bei der Recyclinganlage ersucht (lt. Agrarausschuss). Ein schriftliches Ansuchen ist bei der Gemeinde nicht eingegangen.

Im Agrarausschuss wurde darüber beraten und ein Beschluss für die Verlängerung des Pachtvertrages zur Ablagerung von Steinen gefasst.

BM Schöpf spricht sich dagegen aus. Er weist hin, dass bereits seit längerer Zeit mit Manfred Falkner wegen der Situierung einer Hundepension in diesem Bereich Gespräche geführt werden und auch ein Ansuchen um Grundtausch vorliegt. Dieser wurde vom Agrarausschuss noch nicht behandelt. 

GR Peter Gstrein schlägt vor, dass zuerst das Tauschangebot von Manfred Falkner im Agrarausschuss zu beraten ist und erst dann eine Beschlussfassung (über beide Anträge) erfolgen soll.



	
	Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, den Punkt zu vertagen.



	5.14
	Ansuchen des Georg Fiegl, Pitze 414, um Grundbereinigung im Bereich des Wohnhauses

	
	Protokoll:

Im Bereich Pitze wurde durch Fiegl Georg der öffentliche Weg beim Haus Panorama im Jahr 2000 unterbaut. Im dazu bewilligten Bebauungsplan ist festgehalten, dass der Weg als Servitut weiter bestehen bleiben soll. In der Natur stellt sich jetzt die Situation so dar, dass der Weg an die Westseite verlegt werden könnte (ohne Servitut).

Der Ausschuss der Agrargemeinschaft kann sich den Tausch mit einer geeigneten Fläche vorstellen.



	
	Beschluss:
Es wird beschlossen, mit Georg Fiegl über den Tausch einer geeigneten Fläche Verhandlungen zu führen.



	5.15
	Ansuchen der Schilifte Gampe Ötztaler Gletscherbahn KG um Grundaustausch des Schwarzkogelrestaurants

	
	Protokoll:

Die Schilifte Gampe Ötztaler Gletscherbahn KG hat um einen Grundaustausch beim Schwarzkogelrestaurant angesucht. Sie möchte das Restaurant, das auf sehr schlechtem Untergrund steht, an einer anderen Stelle neu aufbauen. Dafür ist der zusätzliche Kauf von ca. 400 – 500 m2 Grund notwendig.

BM Schöpf meint, dass man sich schwer tut mit der Meinung, dass es in diesem Bereich kein Restaurant braucht. Die Notwendigkeit haben die vergangenen Jahre gezeigt.

GV Andreas Gstrein ist der Ansicht, dass zuerst der Vertrag für Langegg I fertig zu stellen ist und die alten Grundsachen bereinigt werden sollen. Auch sind mit den Nutzungsberechtigten der Tag- und Nachtweide vorher Gespräche zu führen.

Er spricht weiters an, dass die im Herbst geführten Gespräche mit den Bergbahnen im Winter nicht mehr weiter geführt wurden.

BM Schöpf meint dazu, dass es befremdend sei, das er als Bürgermeister nicht zu diesen Gesprächen beigezogen wurde und er diesen Unmut auch den Bergbahnen gegenüber geäußert hat. Es wird beschlossen, dass BM Schöpf in das Verhandlungsteam einzubeziehen ist (zusätzlich zu Jakob Falkner/Klaus Falkner/Werner Riml/Urban Gstrein und Andreas Gstrein.

Es wird angeregt, über einen Tausch mit einer zusätzlichen Fläche im Höfle zu reden.



	
	Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt einstimmig, diesen Punkt an BM Schöpf sowie Andreas Gstrein, Urban Gstrein und Werner Riml zur Führung von weiteren Gesprächen mit den Bergbahnen zuzuweisen.



	5.16
	Ansuchen der Irene Krismer-Schlösinger, Vent 23, um Verkauf eines Gemeindegrundstückes

	
	Protokoll:

Der Bürgermeister liest das Ansuchen von Krismer-Schlösinger Irene auf Überlassung eines Gemeindegrundstückes für die Kinder vor. Er berichtet, dass die Gemeinde in Vent zwei Grundstücke östlich vom Hotel Vent besitzt und auch angrenzend Grundeigentümerin der Waldparzelle ist.

GV Hans Grüner bringt vor, dass er Frau Krismer geraten hat, ein Ansuchen an die Gemeinde zu stellen, da die Gemeinde in Vent Grund besitzt und für die dortige Bevölkerung etwas getan werden sollte.

BM Schöpf meint, dass heute der seltene Fall eingetreten ist, dass er mit GV Hans Grüner einer Meinung ist.



	
	Beschluss:
Es wird mit beschlossen, GR Konrad Klotz mit der Bildung einer Arbeitsgruppe zur Ausarbeitung von geeigneten Vorschlägen zu beauftragen.



	6
	Ansuchen der Weggemeinschaft Gaislachalm um Übernahme des Weges vom "Stiegele" zum "Glasebrünnle"

	
	Protokoll:

Der Antrag auf Übernahme des Zufahrtsweges zur Gaislachalm wird vorgebracht. 

GR Makarius Fender weist hin, dass der Weg gleichzeitig auch Rodelbahn ist und eine Übernahme für die Gemeinde aus Haftungsgründen daher nicht geht.

Vizebürgermeister Alois Scheiber bringt vor, dass der Weg in einem schlechten Zustand ist und die Gemeinde nur in entsprechendem Zustand befindliche Wege übernimmt.

BM Schöpf schlägt vor, dass sich die Gemeinderäte darüber noch weitere Gedanken machen sollen und auch die Haftung genau abgeklärt werden muss. Auch mit dem Tourismusverband soll bezüglich der Rodelbahn gesprochen werden.



	
	Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, den Punkt zu vertagen.



	7
	Behandlung der Wohnungsansuchen (Wohnanlage Wildmoos und ÖVG-Gebäude Zwieselstein)

	
	Protokoll:

GR Makarius Fender teilt mit, dass in der Wohnanlage Wildmoos eine Wohnung sowie im ehemaligen ÖVG-Gebäude in Zwieselstein 2 Wohnungen frei sind. Die Wohnungen in Zwieselstein werden derzeit saniert. Da sich ständig wieder Interessierte melden, wird ein laufendes Verzeichnis geführt. Wenn der Bedarf entsprechend groß ist, sollte die Gemeinde über die Verwirklichung eines weiteren Wohnprojektes mit einem Bauträger nachdenken.

Es liegen zwei Wohnungsansuchen für die Wohnanlage Wildmoos (Gstrein Jennifer bzw. Gstrein Rene) und ein Ansuchen für Zwieselstein vor. Die kleine Wohnung in Zwieselstein kann an Frau Barbara Mungenast (Lehrerin in der Hauptschule) für die Dauer ihrer Beschäftigung überlassen werden.

Hinsichtlich der Reihung der beiden anderen Ansuchen gibt es eine kurze Beratung und schließlich einigt man sich darauf, nach dem zeitlichen Eingang mit den Antragstellern zu sprechen. GR Peter Gstrein meint auch, dass die Wohnung für die Bedürfnisse von Gstrein Rene nicht ausreichend ist (3 Kinder und 1 Hund), da es nur 2 Schlafzimmer gibt.



	
	Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, die beantragte Wohnung in Zwieselstein an Frau Barbara Mungenast zu überlassen. Über die Vermietung der Wohnung in der Wohnanlage Wildmoos wird zuerst mit Jennifer Gstrein ein Gespräch geführt (Erstreihung).



	8
	FIS Skiweltcup Opening 22. - 24.10.2004 - Erlassung eines Halte- und Parkverbotes

	
	Protokoll:

Bürgermeister Schöpf bringt das Ansuchen der Bergbahnen Sölden betreffend die Erlassung eines Halte- und Parkverbotes bei der Weltcup-Veranstaltung am Gletscher zur Kenntnis.



	
	Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, auf der Gletscherstraße ab dem Splittsilo (Zufahrt Restaurant Schwarzkogel) bis zum Parkplatz Rettenbachgletscher sowie bis zum Tunnel Tiefenbachgletscher beidseitig der Straße ein Halte- und Parkverbot zu erlassen. 



	9
	Anträge, Anfragen, Allfälliges

	
	Protokoll:

a) Feier Erich Scheiber:

Der Bürgermeister teilt mit, dass die Feier mit Ök. Rat Erich Scheiber am 10.09.2004 stattfinden wird. Die Gemeinderäte sollten dabei geschlossen anwesend sein. Die schriftliche Einladung wird in den nächsten Tagen zugestellt.

b) 1. Rate Nachtragsgebühr:

Bürgermeister Mag. Schöpf erklärt, dass vor einiger Zeit die 1. Rate der Kanalerweiterungsgebühr vorgeschrieben wurde. Die Vorschreibung ist im Sinne des Gemeinderatsbeschlusses erfolgt. Von einem Mandatar wird dagegen opponiert, obwohl es Aufgabe jedes gewählten Gemeinderates wäre, zu einem demokratischen Beschluss zu stehen.

Der Beschlussfassung sind gründliche Beratungen vorausgegangen und bei der Gemeinderatssitzung am 17.11.2002 wurden die Berechnungsmodelle für die Erweiterungsgebühr bzw. die laufende Benützungsgebühr vorgestellt. Dort hat man sich darauf verständigt, dass 1/3 über die Nachtragsgebühr und 2/3 über die laufende Benützungsgebühr finanziert werden sollen. Eine Gebührenaufstellung belegt auch, dass die Gruppe 3 bei der Berechnung nur über den Verbrauch bevorzugt würde.

In einem perönlichen Gespräch mit Hans Grüner habe dieser der Einteilung der Nachtragsgebühr zugestimmt, bei der Beschlussfassung war er als einziger Gemeinderat dagegen. Tatsache sei es, dass die Bezahlung der Kläranlagenerweiterung durch die Gemeindebürger zu erfolgen hat. Dies sei auch bei Weggemeinschaften und bei Wassergenossenschaften der Fall.

In einer Ausschreibung werde von Hans Grüner darauf verwiesen, dass bei der Vorschreibung der Müllanschlussgebühren die Beschwerdeführer Recht bekommen hätten. Diese Aussage sei schlichtweg falsch, wie dies die höchstgerichtlichen Erkenntnisse beweisen. 

Tatsache sei, dass die Kläranlage gebaut und fertiggestellt werde. Ein offener Aufruf zur Opposition sei nicht nützlich und würde sich als Sturm im Wasserglas erweisen. Durch diese Vorgangsweise werde viel Bürokratie und sehr viel Arbeit im Gemeindeamt verursacht.

GV Hans Grüner nimmt Stellung und meint, dass der Gemeinde ein gewisser Erfolg bei der Müllanschlussgebühr nicht abzusprechen sei. Eine dritte Rate wurde aber nicht mehr vorgeschrieben, weil dies rechtlich nicht möglich war.

Zur Kanalerweiterungsgebühr teilt er mit, dass er ein Gespräch mit BM Schöpf hatte, aber keine Zusage gemacht hat. Er wisse genau, was er gesagt habe und was nicht. Für die „Kleinen“ wollte er ½ Euro weniger und es seien weitere Beratungen zugesagt worden. 

Am Sonntag wurde er darauf angesprochen, dass Gemeindebürger wegen Stundungen im Gemeindeamt nachgefragt hätten und die Auskunft erhalten haben, dass die Stundungszinsen 5 % betragen. Dies sei eine Frechheit, wenn die Gemeinde so hohe Zinsen verlange.

BM Schöpf antwortet darauf, dass die Stundungszinsen mit Verordnung des Landes mit 5 % festgelegt wurden. Die Gemeinde könne hier nicht nach Gutdünken entscheiden. Wenn Hans Grüner mit den Banken einen günstigeren Tarif für die Bürger aushandeln könne, so bleibe es ihm überlassen, dies zu tun. Die Gemeinde ist jedoch gesetzlich verpflichtet, den festgelegten Prozentsatz einzuheben.

GR Bernhard Riml wehrt sich dagegen, dass GV Hans Grüner immer davon spricht, dass „hinten herum“ etwas vereinbart werde. Die Beschlüsse werden im Gemeinderat gefasst und sind dann auch umzusetzen. Auch GR Rudolf Gamper verweist darauf, dass alle Dinge miteinander besprochen und ausgemacht werden. 

GR Makarius Fender weist hin, dass Stundungen unter dem Vorschreibungsbetrag von € 1.000 ohne Verrechnung von Stundungszinsen nach den Bestimmungen der Tiroler Landesabgabenordnung erfolgen. Bei den sogenannten „Kleinen“ würden somit keine Stundungszinsen anfallen.

c) Geschwindigkeitsbeschränkungen/-messungen:

GV Hans Grüner spricht an, dass die Gemeinde im vergangenen Jahr eine mobile Geschwindigkeitsmessung aufgestellt hatte und diese heuer fehlt. Dazu teilt GR Makarius Fender mit, dass diese mutwillig beschädigt wurde und die Reparatur derzeit im Gange ist.

Es wird angeregt, auch Geschwindigkeitsbeschränkungen aufzustellen, da in gewissen Bereichen „Rennpisten“ seien. Hier müsse unbedingt etwas getan werden. 

Der Bürgermeister bedankt sich für die Mitarbeit und beendet die Sitzung.
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